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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 13 R 21/11 BH 
 
L 2 SF 68/11 (Hessisches LSG) 
S 6 R 634/08 (SG Frankfurt am Main) 
 
 
 
.................................. , 
 
 
 Klägerin und Antragstellerin, 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte. 
 
 
 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 5. Juli 2011 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  S t e i n w e d e l    sowie die Richter   G a s s e r  

und   K a l t e n s t e i n  

beschlossen: 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr für ein Rechtsmittel gegen den Beschluss des 

Hessischen Landessozialgerichts vom 30. Mai 2011 - L 2 SF 68/11 - 

Prozesskostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt beizuordnen, wird 

abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Beschluss vom 30.5.2011 hat das Hessische LSG das Gesuch der Klägerin, in ihrem 

Rechtsstreit gegen die Deutsche Rentenversicherung Bund, L 2 R 64/11, die Richterin am LSG 

Bruns-Jacobs wegen Besorgnis der Befangenheit abzulehnen, zurückgewiesen. In dem Be-

schluss wurde darauf hingewiesen, dass dieser nicht mit der Beschwerde angefochten werden 

kann (§ 177 SGG). 

 

Die Klägerin hat mit Schreiben an das BSG vom 11.6.2011 beantragt, ihr für ein beabsichtigtes 

Rechtsmittel Prozesskostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsmittelentwurf gleichen Datums 

beigefügt, der sich gegen den Beschluss des Hessischen LSG vom 30.5.2011, zugestellt am 

1.6.2011, richtet.  

 

Dem Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe unter Beiordnung eines Rechtsanwalts 

kann nicht entsprochen werden, weil die beabsichtigte Rechtsverfolgung keine Aussicht auf 

Erfolg bietet (§ 73a Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 114 ZPO). 

 

Der Beschluss des Hessischen LSG vom 30.5.2011 ist nicht mit einem Rechtsmittel zum BSG 

anfechtbar (§ 177 SGG). Dies ist nur ausnahmsweise, zB in den Fällen des § 160a Abs 1 SGG 

(Nichtzulassungsbeschwerde gegen eine Endentscheidung des LSG im Berufungsverfahren) 

und des § 17a Abs 4 Satz 4 Gerichtsverfassungsgesetz (Rechtswegbeschwerde), möglich. 

Eine solche Konstellation liegt hier nicht vor. 
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